
gesehen haben, nachdem Hitler z die acht gekommen WäaTl. desverfassungsgericht seiner Urteilsbegründung. „Für
Heute behauptet. jeder zweite Deutsche, eın Wiıderstands- 1nNe freiheitlıch demokratische Staatsordnung ist das Grund-
kämpfer BEWCSCH sSe1in der VO!  - den nationalsozı.alistischen recht der freien Meinungsäußerung schlechthin konstituj:erend,
Greueln nıchts gewußt haben. Empüändungen, W1e s1@e. VOoORnl denn ermöglicht erst die ständıge geistige useinander-
den israelischen Widerstandskämpfern ausgedrüct wurden, SCIZUNg, den Kampf der Meinungen, der ıhr Lebenselement
sınd HAUur 1Nne Zu verständliche Reaktion und verdienen Ehr- ist
furcht und den größten Respekt. Demgegenüber gıbt eın „Das Recht auf freie Meinungsäußerung In Ehren“, hatten
verletztes Prestige. Solange 6S noch Menschen g1bt, die den dagegen die Filmgesellschaften gesagt. „Sind aber eit. Har-
Nationalsoz:alismus erlebt. haben, solange dürfen e1ıne Emp- lans berufliche Interessen un unsere wirtschaftlichen Inter-
hndlichkeiten 1NS Gewicht fallen.“ nıcht ebenfalls eines Schutzes wuürdig?”
„Unsere Schuld“ setizie Professor ohm fort „liegt Das Gericht kam diesem Ergebnis: Niemand könne VO  -
der mangelnden Aktivität der Machtübernahme Hıtlers. uüth verlangen, aAaus Rücssicht. auf Harlan und dıie Filmgesell-
Nachher ließ sich nıchts mehr machen. Es muß festgestellt schaften mıt seiner Meinung hınter dem Berge halten
werden, die Partei, we. die Parole Deutschland OIr- Sonst werde das echt der freijen Meinungsäußerung, das
wache, Juda verrecke!‘ auf ihre Fahnen geschrieben hatte, die alleın dıe öffentliche Diskussion uber Gegenstände VO:  b all-
einzige populäre Macht Deutschland gab Deutsch- gemeiner Bedeutung und ernstem gewährleistet, CMD-
lanı nıchts, sıch miıt der Willensstärke- der National- findlich geschmälert: „Wenn es darum gent, daß sıch 172 ıneTtT
sozjalısten vergleichen konnte Wir aber saßen Hause, für das Gemeinwohl wicht:gen Frage 1ne öffentliche Meı-
jammerten, schimpften, klagten, gıngen nıcht auf diıe traße, NuNnsS bıldet, MUSSeN private und namentlıch wirtschaftlıche

Interessen. einzelner zurücktreten.“nahmen - keinen Saalschlachten teil, unternahmen nichts
Organisatorisches, w äas dem Übel abgeholfen hätte.“ Dıe- Auseinandersetzung das LOMe bacz eit Harlans ber
Protessor Böhm schloß mıt der Feststellung, viele Ju- betrachteten die er al8 eine für das Gemeinwohl wiıichn-
den gab, dıe sıch, zgroße Verdienste Deutschland erworben tiıge Angelegenheit. Wenn Luüuüth befürchtet habe, eın 1e-
hatten. Der Nationalsozialismus machte jedo keine Unter- derauftreten des Filmregisseurs könne VOoOr allem 1m Aus-
schiede und verfolgte alle- Juden. Warum sollten dann Men- land gedeutet werden, als habe sıch 1mM deutschen Kul-
schen, die Von den Nationalsozijalisten verfolgt wurden, heute turleben gegenüber der Zeıt des „Dritten Reiches“ nıchts g-

feine Unterschiede zwıschen Deutschen ma\ „Es ware andert, habe damıt ıne für das deutsche olk sehr
beängstigend“, sagte D Deutsche, wesentliche Frage aufgeworfen. Nıchts- habe dem deutschen
s1e  - Widerstandskämpfer Wärl e1in so. Verhalten. der Ansehen der Welt geschadet, wie die grausame Verfol-
pfer des Nationalsoz:alismus tadeln wollten der Juden durch den Nationalsozialismus. „Es besteht

also e1in entscheidendes Interesse daran, die Welt 5C-
wiß se1in kann, das deutsche Volk habe sıch VO dieser Ge1-Endlich entschıieden steshaltung abgewandt und verurte:le S1e nıcht 1US polit1-

Erich Lüth szegte' SECDEN Veit arlan schen Öpportunitätsgründen, sondern der durch eigene
Umkehr gCWONNCHNECN Einsicht 1n iıhre Verwerflichkeit.

Als der Name des Jud-Süß“-Regisseurs eıt arlan 1950 Aus der grundlegenden Bedeutung der Meinungsäußerungwieder auf eıner bundesrepubliıkanıschen Leinwand erschien, für den freiheıtlich demokratischen Staat folgerten die Karls-
erregte 1Ne heftige Protestwelle dıe deutsche Offentlichkeit. ruher Kıchter, cS nıcht 1m inne der Verfassung liegepDErich Lüth rief un Boykott der NeuenNn. Harlan-Filme auf,
waährend gleichzeitig fast allen deutschen Universitäten kı  Önne, die Keichweite gerade dieses Grundrechts einer Re-

latıvierung nach Ermessen des Gesetzgebers über-Studenten VOr den Lichtspieltheatern ihren. Unmut über das lassen. Die „allgemeinen Gesetze“ zögen 0rma. demWiederauftauchen eit arlans kundtaten vgl Rundbrieft Grundrecht Schranken. Andererseits muüßten aber auch s1eNr. Januar 1951, S. 28.£., Nr. Dezember 1951, b der Bedeutung des (Grundrechts für den freiheitlich de-5. 44 f.) Inzwischen sind. Jahre VEISANCH, In denen
Harlans Kurswert bei der Fı  ustri:e konstant el Seine

mokratıischen Staat ausgelegt werden. Der Schutz des priva-
ten sgutes onNne und musse zurücktreten, wenn sıchRegie iıst heute weniger begehrt. Freilich nucht sehr WECBEN nıcht „Prıvatangelegenheiten handle, sondern Bei-Se1iNer damaligen „Jud-Süß“-Regie als vielmehr WEgCN e1N1- geistigen Meinungskampf. 1Er sprıicht dıe UVer-

BCI eklatanter Mißerfolge des „Meisterregisseurs” einst.
Man würde sıch des Streitfalles kaum noch entsinnen, wenZi

mMuLUung für dıe Zulässigkeit der frezen ede.  »
nıcht die Ereignisse des ahres 1950 jetzt eın  . bemerkenswertes
jJuristisches Nachspiel- gehabt hatten. Der rste Senat des Die Eisele und Zind
Bundesverfassungsgerichtes hob eıne ZTUN|  che che!l- Zur Flucht. des weEZEnNn antısematischer Äußerungendung des andgeri Hamburg. auf, Erich Luth wegen yverurteilten StudienratfsBoykottaufforderung verurteilt hatte. Das Bundesverfas-
sungsgericht ist dabei erstmals Revisjionsinstanz für- eın N Ä.ner bedıent sıch der „Wersen VUon vA  107
ordentliches Gericht das _über die Auslegung
eınes Grundrechts entscheiden: gehabt hatte. Das Ham- der berüchtigte chemalige KZ-Arzt Dr. Eisele, g-
burger el Vo  . mehr als sechs Jahren gefällt, nich: den schon Juni 1954 eine Anzeige gCcnhH mehrhun-
i als umstrıtten, weıl den moralıschen Protest Lü:s dertfächen oOrdes vorgelegen hatte, die ber In den kten

erschwand, und den jetzt eine Untersuchung einge-Harlan Frage stellte, sondern weiıl die verfassungs- leitet werden ollte, unchen- nach Ägypten geflohenmäßig garantıerte Rede- und Meinungsfreiheit jJuristisch e1n- hätte zweiıtellos Grund gCNUß tür die Justiz bestanden, demgeengt hatte, B-  er 1 ang mıiıt dem Geist einer- de-
mokratischen Verfassung stehen chıen. Die n  idung WERCN antisemitischer Außerungen verurteilten Offenburger
des Bundesverfassungsgerichtes deutet. darauf die Studienrat. Zind ıine che unmöglıch Zu machen.

Mit dem Paß e1ines verstorbenen Verwandten entkam berRichter 1n Karlsruhe Gesetze 1n dem Geist angewandt W18sen auch. unter dem Namen elmu Vollmer nach Kairo, ehewollen, aus dem heraus s1e  - geschaffen wurden nach. der Urteilsbestätigung durch die RevisionsinstanzAus ‚Allgemeine Sonntaggzeitung‘‚ Nr. 4, 1958.) se1ne Taije einem Jahr Gefängnis antreien mußte.
ind bekanntlich 1nem Wiırtshausgespräch einem‘’Dazu chreibt 1e€ eıt‘ 13/4 Hamburg, L halb jüdischen Kaufmann gegenüber, die Ausrottung der Ju-„Das Grundrecht der freien Meinungsäußerung ist als uQN- den durch die Nationalsozialisten nıcht LUr verteidıigt und

miıttelbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit eines gebilligt, sondern ga bedauert, Man diesen Kaufmann
der vornehmsten Menschenrechte überhaupt“, sagte das Bun- „ VCIKECSSCH habe, ZU vergasen”. Auch andere antısemiıtische
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gesehen haben, nadidem Hitler an die Madtt gekommen war. 
Heute behauptet- jeder zweite Deutsche, ein Widerstands-
kämpferlewesen zu sein oder von den nationalsozialistisdien 
Greueln nidits gewußt zu haben. Empfi.ndungen, wie sie. von 
den israelisdien. Widerstandskämpfern ausgedrückt wurden, 
sind nur eine zu verständlidie Reaktion und verdienen Ehr-
furcht und den größten Respekt. Demgegenüber gibt es kein 
verletztes Prestige. Solange es nodi Mensdten gibt, die den 
Nationalsozialismus erlebt haben, solange dürfen keine Emp-
findlichkeiten ins Gewicht fallen." 
„Unsere Schuld' — setzte Professor Böhm fort — „liegt in 
der mangelnden Aktivität vor der Machtübernahme Hitlers. 
Nadiher ließ sich nidits mehr madien. Es muß festgestellt 
werden, daß die Partei, weldte die Parole ,Deutsdiland, er-
wache, Juda verrecke!' auf ihre Fahnen-geschrieben hatte, die 
einzige populäre Ma.cht in Deutsdiland war. Es gab in Deutsch-
land nichts, was sich mit der Willensstärke- der National-
sozialisten vergleichen komite ... Wir aber saßen zu Hause, 
jammerten, sdiimpften, klagten, gingen nidit auf die Straße, 
nahmen - an keinen Saalsdilachten teil, unternahmen nichts 
Organisatorisches, was dem übel abgeholfen hätte." 
Professor &hm schloS mit der Feststellung-, daß es viele Ju-
den gab, die sidhgroße Verdienste um Deutschland erworben 
hatten. Der Nationalsozialismus madite jedodt keine Unter-
schiede und verfolgte alle-Juden. Warum sollten dann Men-
schen, die von den Nationalsozialisten verfolgt wurden, heute 
so feine Unterschiede zwischen Deutsdien machen? „Es wäre 
beängstig/cid", — sagte er- — wwenn Deutsdie, selbst W CIM 

sie Widerstandskäinpfer waren, ein soldies. Verhalten. der 
Opfer des Nationalsozialismus tadeln wollten ...* 

15/4) Endlich entschieden 
Eridz Lüth siegte. gegen Veit Harlan 

Als der Name des Jud-Süß"-Regisseurs Veit Harlan 1950 
wieder auf einer bundesrepublikanisdien Leinwand erschien, 
erregte eine heftige Protestwelle ciie deutsdie Uffentlidikeit. 
Erich Lzith rief zum Boykott der neuen. Harlan-Fikne auf, 
während gleidtzeitig in fast allen deutsdien Universitäten 
Studenten vor den Lichtspieltheatern. ihren. Unmut über das 
Wiederauftaudten Veit Harlans kundtaten (vgl. Rundbrief 
Nr. 10/11, Januar 1951, S:28.1., Nr. 12/15, Dezember 1951, 
S. 44 f.). Inzwischen sind acht Jahre vergangen, in denen 
Harlans Kurswert bei der Filmindustrie konstant fiel. Seine 
Regie ist heute weniger begehrt. Freilich nidit so sehr wegen 
seiner damaligen „Jud-Süß"-Regie als vielmehr wegen eini-
ger eklatanter Mißerfolge des „Meisterregisseurs' von einst. 
Man würde sich des Streitfalles kaum noch entsinnen, wenn 
nidit die Ereignisse des Jahres 1950 jetzt ein bemerkenswertes 
juristisdies Nächspiel- gehabt hätten. Der Erste Senat des 
gündesverfassungsgeridites hob eine grundsätzliche- Entschei-
dung des Landgerichts Hamburg. auf, das- Erich Lüth wegen 
Boykottaufforderung verurteilt hatte. Das Bundesverfas-
iungsgericht ist dabei 'erstmals als Revisionsinstanz für ein 
ordentliches Geridit aufgetreten, das _über die Auslegung 
eines Grundredits zu entsdieiden: gehabt hatte.,Das Ham-
burger Urteil, vor mehr als sechs Jahren- gefällt, galt nide-
nur als. urnstritte.n, weil es den moralischen Prote,st Lütha ge-
gen Harlan in Frage stellte, sondern weil es die verfassungs-
mäßig garantierte Rede- und Meinungsfreiheit juristisch ein-
geengt hatte, was nicht im Einklang mit dem Geist einer- de-
mokratisdien Verfassung z-u stehen schien. Die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgeridites deutet. darauf hin, daß die 
Richter in Karlsruhe Gesetze in, dem Geist angewandt wissen 
wollen, aus dem heraus sie geschaffeit wurden ... _ 
(Aus: ‚Allgemeine Sonntagszeitung', Nr.4, 26. 1. 1958.) 

. 

Dazu schreibt ,Die Zeit' 13/4 (Hamburg, 23. 1. 1958): 
„Das Grundrecht der freien Meinungsäußerung ist als un- 
mittelbarster Ausdruck der- menschlidien Persönlichkeit eines 
der vornehmsten Mensdienredite überhaupt", sagte das Bun- 

desverfassungsgericht in seiner Urteilsbegründung. „Für 
eine freiheitlidi demokratisdie Staatsordnung ist das Grund-

" recht der freien Meinungsäußerung schlechthin konstituierend, 
denn es ermöglidit erst die ständige geistige Auseinander-
setzung, den Kampf der Meinungen, der ihr Lebenselement 
ist." 
,,Das Recht auf freie Meinungsäußerung in Ehren", hatten 
dagegen die Filmgesellschaften gesagt. „Sind aber Veit. Har-
lans beruflidie Interessen und unsere wirtsdiaftlichen Inter-
essen nicht ebenfalls eines Sdiutzes würdig?" 
Das Geridit kam zu diesem Ergebnis: Niemand könne von 
Lüth verlangen, aus Rüdcsidit auf Harlan und die Filmgesell-
schaften mit seiner Meinung hinter dem. Berge zu halten. 
Sonst werde das Redit der freien Meinungsäußerung, das 
allein die öffentlidie Diskussion. über Gegenstände von all-
gemeiner Bedeutung und ernstem- Gehalt gewährleistet, emp-
findlich gesdtmälert:. „Wenn es darum geht, daß sidz in einer 
für das Genseinwohl wichtigen Frage ein' e öffentlidze Mei-
nung bildet, müssen p-rivate und namentlich wirtschaillidze 
Interessen. einzeln' er zurücktreten." 
Die Auseinandersetzung um. das come back Veit Harlans aber 
betraditeten die Richter als eine für das Gemeinwohl wich-
tige Angelegenheit. Wenn Lüth befürditet habe, ein Wie. 
derauftreten des Filmregisseurs könne — vor allem im Aus-
land — so gedeutet werden, als habe sidi im deutschen Kul-
turleben gegenüber der Zeit des „Dritten Reiches" nichts ge-
ändert, so habe er damit eine für das deutsdie Volk sehr 
wesentliche Frage aufgeworfen. Nidits- habe dem deutsdien 
Ansehen in der Welt so gesdiadet, wie die irausame Verfol-
gung- der Juden durch den Nationalsozialismus. „Es besteht 
also ein entscheidendes Interesse daran, daß die Welt ge-
wiß sein kann, das deutsdie Volk habe sidi von dieser Gei-
-stestialtung abgewandt und verurteile sie nicht aus politi-
schen Opportunitätsgrikden, sondern aus der durdi eigene 
Umkehr gewonnenen Einsicht in ihre Verwerflichkeit. 
Aus der grundlegenden Bedeutung der Meinungsäußerung 
für den freiheitlich demokratisdien Staat folgerten die Karls-
ruher Riditer, daß es nicht im Sinne der Verfassung liegev 
könne, die Reichweite gerade dieses Grundredits einer Re-
lativierung nach dem Ermessen des Gesetzgebers zu über-
lassen. Die „allgemeinen Gesetze" zögen zwar formal dem 
Gru.ndredit Schranken. Andererseits müßten aber audi sie 
aus der Bedeutung des Grundredits für den freiheitlich de-
mokratischen Staat ausgelegt werden. Der Schutz des priva-
ten Rechtsgutes könne und müsse zurücktreten, wenn es sidi 
nicht um, „Privatangelegenheiten" handle, sondern um Bei-
träge im geistigen Meinungskampf. „Hier spricht die Ver-
mutung für die Zulässigkeit der freien Rede.- 

15/5) Die Fälle Eisele und Zind 
Zur Flucht, des. wegen antisemitischer Äußerungen 

verurteilten Studienrats . 
Nasser bedient sich der »ZVeisen von Zion" 

Nadidein der- berüditigte ehemalige KZ-Arzt Dr. Eisele, ge- 
gen den sdion im Juni 1954 eine Anzeige wegen me_hrhun- 
dertfächen Mordes- vorgelegen hatte, die aber in den Akten 
versdtwand, und gegen den jetzt eine Untersudiung einge- 
leitet werden sollte, aus Mündten-nach Ägypten geflohen war, 
hätte zweifellos Grund genug für die Justiz bestanden, dem 
wegen antisemitisdier Äußerungen verurteilten Offenburger 
Studieniat Zind eine ähnliche Flucht unmöglidi zu machen. 
Mit dein Paß eines verstorbenen Verwandten entkam aber 
auch. er unter dem Namen Helmut Vollmer nadi Kairo, ehe 
er nach. der Urteilsbestätigung durch die Revisionsinstanz 
seine Haftstrafe von einem Jahr Gefängnis antreten mußte. 
Zind- hatte bekanntlich in einem Wirtshausgespräch einem. 
halbjüdisch-en Kaufmann gegenüber, die Ausrottung der Ju- 
den durdi die Nationalsozialisten nicht nur verteidigt und 
gebilligt, sondern sogar bedauert, daß man diesen Kaufmann 
„vergessen habe, zu vergasen". Auch andere antisemitische 
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Außerungen Zinds ınd bekannt geworden Der Fall Warlr habe Seine Tat VO:  - C10HeTr verheerenden Allgemeinschäd-
ul schwerer, als sıch :  Q noch 1 der uie talıgen ıchkeit SEWESICH. Die Tat des Angeklagten Fanal SC
krzieher cer Jugend handelte Trotzdem hatte die zuständiıge Sie SC mıiıt S geistıgen Brandstiftung verglei-
Schulbehoörde lange ezogert, Zınd ein Dienststrafver- chen: Miıt SsCINeET Verhaltensweise habe der Angeklagte dem
fahren einzuleiten ıs ın unter dem Druck der O ffent- Ansehen Deutschlands schwer geschadet und noch
lıchkeit und der Presse suspendieren mußte Mit erfreulicher vorhandenes Mißtrauen verstärkt. Zusammenfassend meıinte
Deutlichkeit hatten sıch dıie Lehrerverbäande eiNner der der Vorsitzende, das Gericht habe die Handlungsweise Zinds
Presse veröffentlichten Erklärung gegECN ınd gewandt als sehr ernst beurteilt. „Es ıst Ce1Nn Urteil fur diejenıgen, die
Der Aufruf der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Lehrerver- geneıgt sınd, derartiıge Dınge decken.“ Nach dem Bericht
bande hınter der 100 000 Mitglieder stehen, autete der Frankfurter Alilgemeıinen Zeitung‘ Nr vVvVom

ret den nfängen!” Nachdem ber Zınd sıch der Vollstreckung der gerechten
Mit Erschütterung und Empörung hat der ors' der Arbeitsgemein- Strafe durch die Flucht WIe Dr Eisele, entzogen hat bleibt

Deutscher Lehrerverbände VO!  -} dem Fall des tudienrats Ludwig
Zind Offenburg/Baden: 18 die vordringlichste Frage, WIe dies möglich WAar und 4A5

Im- amen ıhrer 100 Mitglieder, Vertreter der Erzieherschaft der Zukunft z  N werden kann, solchen Übeltätern dıe Reise
Unı:versität indergarten, prangert die. wes  utsche Leh- nach Ägypten, offenbar wıllkommen sınd der -
T'  ‚NIsatı0! die Schande daß dieser annn als Erzieher atıg 1st.
Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Lehrerverbände. T  ;te! dagegen, derswohin unmöglich machen Es besteht der Verdacht

dıe verantwortlichen tellen geschwıegen haben nıicht wıderiegten da{$ 116e Organisation ehemaliger Nazıs ıhren Gesinnungs-
Außerungen des Studienrats Zind w1: gEeNOSSCH bei der Flucht ist. Im Autfbau’ wırd dazu
„‚Meiwner Meinung nach sınd noch vıel WeN1E Juden erga: worden !“ CSagt„A4ST3C! gehört ausradiert und wırd ausradiert!
„ A bın tolz darauf, daß ıch Krıeg miıt Mä Hunderten er ıst noch ungeklärt }  Cn dem berüchtigten Arzt Fisele gelin-
VO! en miıt der ute! das ‚enick ingeschlagen habe!* SQ konnte, nach Ägypter entkommen- Anscheinend befand sıch

erst ekannte Wochenschrift die | Aprıl rfolgten Xußerun- nicht 3  45 Besitz rech!  -ßg ausgesteilten Passes Ww16 Be-
1ImM Dezember veröffentlichen, ehe Jjesen Schandlleck der -  S& Bund‘ Bern ervorge!l Das das mmer informiert

deutschen Erzieherschaft orging? 1st, MUusse TOM|! noch 6106 unterirdische Organisatıon be-
Die Unbelehrbarkeiıt moralıs: und eistig Mınderwertiger, die gestern stehen., die schon bald nach dem Kriege zahlreichen führenden S5-Leuten
Deutschland zerstörten, edroht heute die Bundesrepublik. Wer schweigt, Zur verholfen hätte

mitschuldig en VO! morgen! Auch 1 au schon wıederholt Vo  — dieser Geheimorganisation
Als verantwortliche Erzieher und Sfaatsbürger fragen dıe Rede ‚ WeSCH, die gesuchte Kriegsverbrecher ber [talien und beson-
Wer vertuschte April bıs Dezember die ungeheuerlichen Zaindschen ders auch über Spanien nach üdamerıka, aber auch nach Ägypten rachte.
AÄußerungen? Nach dem Uun! stel diese ÖOrganisation, die ber große Geldmittel
Was der Öberstudiendirektor des Grimmelishausen-Gymnasiums verfügt mM einstiıgen 55-Leuten iN Verbindung, dıe den VOL-

Offenburg, Öberschulamt Freiburg un Baden- Württember- schiledensten Posıtionen gypten (nicht zuletzt ın der Doliıtischen Ge-
gısche Kultusministerium DT1. Dis Dezember 58l dıieser heimpolizeı atı sınd (Aus Aufbau XX IV/30 47.)
Wir fordern VOo! Staatsanwalt die age Zind WEgCH. Verbre-
chens die enschlichkeit!
Wir rufen diıe Ofentlichkeit auf

die Eiseles un 1 gerade nach Agypten flüchten,
verwundert nıcht, 01 INa weiß daß dort der ehemalige

Wehret den —— ängen!“ nationalsozialistische Publizist und Professor UVO:  S Leers
Darmstadt, anuar 053 der TSt unlängst wiıeder durch e1ne antisemitische Veröffent-
Hindenburgstraße 41 lıchung Von sıch reden machte Er soll nach der Frankfurter

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Lehrerverbäinde
Bernhard ewe, Orsitzender Allgmeinen Zeitung (vom 1958 iınd angeboten ha-

ben, ıhm Posten als Deutschlehrer agyptischen
Schule verschaffen. Auch mıt dem Sekretär des SOgCNAaANN-Auch der Deutsche Philologenverband Presse-

verlautbarung darauf hın, er jede antısemitische oder ten Islamischen Kongresses dem ehemalıgen Deutschen
Hans Abppler der als Ägypter ala (Gaafar heißt soll Zindfaschistische Gesinnung der Bekundung kategorisch ablehne

und s1e miıt erzieherischen Tätigkeit den Gymnasien 173 Kairo sofort Verbindung aufgenommen haben. Haben
für unvereinbar halte Der UIru der Lehrerverbände hat diese Leute vielleicht dem Staatspräsidenten Gamal Abdel

Nasser die berüchtigte Fälschung, 1e Protokalle. der Weisenauch Israel starkes B* gefunden. Das Tel Avıv
Uon vA  1072 dıe Hande gespielt die Nasser erstaunl:cher-erscheinende Mitteilungsblatt ÖOle) Merkas Europa chrieb indıschen Pressevertretern bei Interviewam 2  da 1958

Im allgemeınen besteht der Welt die Neigung, die Akti:onen englischen Exemplar übergeben haben soll? Nasser bemerkte
dazu, darın bewiesen werde, daß das chicksal des urStandesgenossen verteidigen bzw hm, ; angegriffen wird,

kommen. Demgegenüber 1st der Regel die Fähigkeıt päischen Kontinents den Händen VO  3 dreihundert Zion1-
eruts- oder Standesorganısation Reinhaltung der Cnecn €l VO:  w sten 1e S1| alle untereinander kennen i Die Basler
würdigen emen!: weıt WENIEECTr ausgebildet. Um bemerkenswer- Ver-ter ıst diese- on der deutschen Lehrerorganisation, unı ange- National-Zeitung schrieb zu dieser Nachricht
sıchts der Tatsache, -  8 die Schulbehörden selbst. i der Sache aichts oder antwortlicher Staatsmann Jahre 1958 dıe Protokolle der

gut w1e nıchts unternommen hatten. In der ößffentlich erhobenen For- e1isen 100 erschenkt und als Dokument empfie:derung der Lehrer zeigt sich, bei verantwortlıchen M  hen da
Gewissen wach ist.' 18t erschütternd Denn dieses indische Machwerk schon

längst plumpe Fälschung entlarvt als Goebbels fuüur
Schluß der Gerichtsverhandlung den Oberstudien- : Rassenpropaganda ausgrub. Noch erschutternder ber

rat Zind, der 308 der Verhandlung en  D anmaßenden Ein- ıst die Vorstellung, das Weltbild Menschen, der
uüber das 5 1g MiHionen Ägyptern und Sy-druck gemacht hatte. agte: der Vertreter der Anklage, Ober-

staatsanwalt Dr.: Naegele, ı Plädoyer, der Zind und bis ; (srade auch über den
Frieden ahen Osten entscheidet, auf solchen Quellenbe; weıtlem der schwerste Antisemitismus, den
beruht.“das Nachkriegsdeutschland erlebt habe. „ Viele 9r  - die Ö, S, 21] Nach ‚Israelitisches Wochenblatt‘

eit wıedergekommen, den Antisemitismus nicht Zürich, 1958
Herzen tragen, sondern ın auch kundzutun
Die d’at Zinds se1 > Schandfleck für OÖffenburg und für die Ein NECeUECT Fall scheint sıch der Reihe Eisele, Zind anzuschlie-
Lehrerschaft. en Die Frankfurter Allgemeıine Zeitung berichtet folgen-
Der Vorsitzende der ro Strafkammer des andgeri des iıhrer Ausgabe vom 99 12. 1958-
Offenburg, Lamndgerichtspräsident Eckert betonte 1 der Ur- Der Öberstaatsanwalt beim hessischen Generalstaatsanwalt,
teilsbegründung, daß nıcht ein Vergeltungsbedürfnis, auch Dr. Schweinsberger, steht unter Polizejaufsicht. chweinsber-
nıcht die Erregung der öffentlichen Meıinung das Gericht BCTr der Nn Beleidigung vVvVon Juden festzenommen worden
Se1NeEN Urteil eın Jahr Gefängnis für 3301 bewogen habe WAÄäTr, 1st n Samstag wieder auf freien Fuß reseizt worden
Dem Angeklagten werde ZUgEMESSICH, verschuldet Der Haftrichter hat ıhm jedoch ZUr Auflage gemacht SCe1NCN

ieußerungen Zinds sind bekannt geworden. Der Fall' war 
um so schwerer, als es sich um einen nodi in der Schule tätigen 
Erzieher der Jugend handelte. Trotzdem hatte die zuständige 
Sdiulbehörde lange gezögert-gegen Zind ein Dienststrafver-
fahren. einzuleiten, bis sie ihn unter dem Drudc der Öffent-
lichkeit und der Presse susp-endieren mußte. Mit erfreulicher 
Deutlichkeit hatten sich. die Lehrerverbände in einer in der 
Presse veröffentliditen Erklärung gegen Zind gewandt. 
Der Aufruf der „Arbeitsgemeinschaft Deutscher Lehrerver-
bände", hinter der 100 000 Mitglieder stehen, lautete: 

jiZehret dor Anfängen!' 	 . 
Mit Erschütterung 'und Empörung hat der Vorstand der Arbeitsgemein-
schaft Deutsdier Lehrerverbände von dem Fall des Studienrats Ludwig 
Zind in Offenburg/Baden. Kenntnis genommen. 
Inr. Namen ihrer 100 000 Mitglieder, Vertreter der Erzieherschaft von der 
Universität bis zum Kindergarten,. prangert dia größte westdeutsdie Leh-
rerorganisation die Schande an, daß dieser Mann als Erzieher tätig ist. 
Die Arbeitsgemeinschaft Deutsdier Leirrerverbände. protestiert dagegen, 
daß die verantwortlichen Stellen geschwiegen haben zu nicht widerlegten. 
Außerungen des Studienrats Zind wie: 
„Meiner Meinung- nadi sind noch viel zu wenig Juden vergast worden!" 
„Israel gehört ausradiert und werd ausradiert!" 
„Ich bin stolz darauf, daß. idi im Krieg mit meinen Männeni Hunderten. 
von Juden mit der Schaufel das Genick- eingeschlagen habe!" , 
Mußte erst eine bekannte Wodienschrift die im April erfolgten Außerun-
gen im Dezember veröffentlichen, ehe man gegen diesen Sdiandfleck der 
deutschen Erziehersduft vorging? . 
Die Unbelehrbarkeit moralisdi und geistig Minderwertiger, die gestern 
Deutschland zerstörten, bedroht heute die Bundesrepublik. Wer schweigt, 
ist mitschuldig am Elend von morgen! 
Als verantwortliche Erzieher und Staatsbürger fragen wir: 
Wer vertuschte von April, bis Dezember die ungeheuerlidien Zindschen 
A ußerungen? . 
Was taten der Oberstudiendirektor des Grimmeishausen-Gymnasiums in 
Offenburg, da: Oberschulamt in Freiburg und das Baden-Württember-
gische Kultusministerium von April bis Dezember in dieser Sadie? 
Wir fordern vom Staatsanwalt die Anklage gegen Zind wegen. Verbre-
diens gegen die Mensdilichkeit! 
Wir rufen die deutsche Öffentlichkeit auf: 

„Wehret den — neuen --. Anfängen!" 

Darmstadt. 12. Januar 1968 
Hindenburgstraße 40 

Arbeitsgemeinschaft Deutsdier Lehrerverbände 
Bernhard Plewe, 1. Vorsitzender 

Audi der Deutsdie Philologenverband wies in einer Presse-
verlautbarung darauf hin, daß er jede antisemitische oder 
fasdiistisdie Gesinnung oder Bekundung kategorisch ablehne 
und sie mit einer erzieherischen Tätigkeit an den Gymnasien 
für unvereinbar halte. Der Aufruf der Lehrerverbände hat 
auch in Israel eia starkes Etho gefunden. Das in Tel Aviv 
erscheinende Mitteilungsbratt ,Olej-Merkas Europas schrieb 
dazu arn 21. 1. 1958: 

„Im allgemeinen besteht irr der Welt die Neigung, die Aktionen einee 
Standesgenossen zu verteidigen bzw. ihm, wenn er angegriffen wird. zu 
Hilfe zu kommen. Demgegenüber ist in der Regel die Fähigkeit einer 
Berufs- oder Standesorganisation zur Reinhaltung der eigenen Reihen von 
unwürdigen El ernenten weit weniger ausgebildet. Um so- bemerkenswer-
ter ist diese- Aktion der deutschen Lehrerorganisation. und dies ange-
sichts der Tatsache, daß die Sdiulbehörden selbst in der Sache nichu-oder 
so gut wie nichts unternommen hatten. In der öffentlich erhobenen For-
derung der Lehrer, zeigt sich, daß bei den verantwortlichen Menschen das 
Gewissen wach, ist." 

Aur Schluß dir Gerichtsverhandlung gegen den Oberstudien-
rat Zind, der in, der Verhandlung einen- anmaßenden Ein-
drudc gemacht hatte, sagte- der Vertreter der Knklage, Ober-
staatsanwalt Dr.Naegele, in seinem Plädoyer, der Fall Zind 
sei bei weitem der sdiwerste Fall vort Antisemitismus, den 
das Nachkriegsdeutsdiland erlebt habe. „Viele meinen, die 
Zeit sei wiedergekommen, den Antisemitismus nicht nur im 
Herzen zu tragen, sondern ihn auch öffentlich kundzutun ...* 
Die Tat Zinds sei ein Schandfleck für Offenburg und für die 
Lehrersdia& 
Der Vorsitzende der Großen Strafkammer des Landgeridits 
Offenburg, Landgeriditspräsident Edcert, betonte in der Ur-
teilsbegründung, daß nicht ein Vergeltungsbedürfnis, auch 
nicht die Erregung der öffentlidien Meinung das Gericht zu 
seinem Urteil (ein Jahr Gefängnis für Zind) bewogen habe. 
Dem Angeklagten werde zugemessen, was er verschuldet 

Ein neuer Fall scheint sich der Reihe Eisele, Zind anzuschlie-
ßen. Die ,Frankfurter Allgemeine Zeitung' berichtet folgen-
des in ihrer Ausgabe vom 22..12. 1958: 

Der Obersiaatsanwalt beim. hesiisdlen Generalstaatsanwalt, 
Dr. Schweinsberger, steht unter Polizeiaufsicht. Schweinsber-
ger, der wegen Beleidigung von Juden festgenommen worden 
war, ist am Samstag wieder auf freien Fuß gesetzt worden. 
Der Haftriditer hat ihm jedodi zur Auflage gemacht, seinen 

habe. Seine Tat sei von einer verheerenden. Allgemeinschäd- 
lichkeit gewesen. Die Tat des Angeklagten sei ein Fanal ge- . wesen. Sie sei rnit einer geistigen Brandstiftung- zu verglei-' 
chen, Mit seiner Verhaltensweise habe der Angeklagte dem 
Ansehen Deutschlands schwer geschadet und ein immer noch 
vorhandenes Mißtrauen verstärkt. Zusammenfassend meinte 
der Vorsitzende, das Gericht habe die Handlungsweise Zinds 
als sehr ernst beurteilt. „Es ist ein Urteil für diejenigen, die 
geneigt sind, derartige Dinge zu decken." (Nach dem Beridit 
der ,Frankfurter Allgemeinen Zeitung' in Nr. 86 vom 14.4. 
1958.) 	 .. 
Nachdem aber Zind sidi der Vollstreckung der gerechten 
Strafe durch die Flucht, wie Dr. Eisele, entzogen hat, bleibt 
die vordringlichste Frage, wie dies möglidi war und was in 
Zukunft getan werden kann,- solchen übeltätern die. Reise 
nadi Ägypten, wo sie offenbar willkommen sind, oder an-
derswohin unmöglich 2u madien. Es besteht der Verdacht, 
daß- eine Organisation ehemaliger Nazis ihren Gesinnungs-
genossen bei der Flucht behilflida ist. Im ,Aufbau` wird dazu 
gesagt: 	 '- 

,Bisher ist es noch ungeklärt, wie ee dem berüchtigten Arzt Eisele -gelin-
gen konnte, rm.di Ägypten. zu entkommen: Anscheinend befand er sid2 
nicht irn- Besitz eines rechtmäßig ausgestellten Passes, wie aus einem Be-
richt des ,Bund' in Bern hervorgeht. Das Blatt, das immer gut informiert 
ist. meint. es müsse immer nodi eine unterjrdische SS-Organisation be-
stehen. die schon bald nach dem Kriege zahlreidien führenden SS-Leuten 
zur Flucht verholfen hätte. 	 . 
Audi im ,Aufbau` ist schon wiederholt von dieser Geheimorganisation 
die Rede gewesen, die gesudite Kriegsverbrecher über Italien und beson-
ders auch über Spanien nach Südamerika, aber auch nach Ägypten brachte. 
Nach dem ‚Bund' steht diese Organisation, die über große Geldmittel 
verfügt, rtrit einstigen SS-Leuten in enger Verbindung, die in den ver-
schiedensten Positionen in Ägypten (nicht zuletzt in der politischen Ge-
heimpolizei) tätig sind.• (Aus: ‚Aufbau' XXIV/30 [25. 7. 1958], S. 47.) 

Daß die Eiseles und Zinds gerade nach Ägypten flüditen, 
verwundert nicht, wenn man weiß, daß dort der ehemalige 
nationalsozialistische Publizist und Professor von Leers sitzt, 
der erst unlängst wieder durch eine antisemitische Veröffent-
lid;ung von sich reden machte. Er soll nadi der ,Frankfurter 
Allgmeinen Zeitung' (vom 10. 12. 1958) Zind angeboten ha-
ben, ihm einen Posten als Deutschlehrer an einer ägyptischen. 
Schule zu versdiaffen. Auch mit dem Sekretär des sogenann-
ten „Islamisdzen Kongresses", dem ehemaligen Deutschen 
Hall. s Appler, der als Ägypter Salah Gaafar heißt, soll Zind 
in Kairo sofort Verbindung aufgenommen hab-en. Haben 
diese Leute vielleicht dem Staatspräsidenten Gamal Abdel 
Nasser die berüchtigte Fälschung-, die „Protokolle. der Weisen 
von Zion", in die Hände gespielt, die Nasser erstaunlicher-
weise indischen Pressevertretern bei einem Interview in einem 
englischen Exemplar übergeben haben soll? Nasser bemerkte 
dazu, daß darin bewiesen werde, daß „das Schidual des euro-
päischen Kontinents in den Händen von dreihundert Zioni-
sten ruht, die sida alle untereinander kennen ...." Die Basler 
‚National-Zeitung' sdirieb zu dieser Nadiricht: „Daß ein ver-
antwortlicher Staatsmann im Jahre 1958 die ,Protokolle der 
Weisen von Zion` versdienkt und als Dokument empfiehlt, 
ist ersd2ütternd. Denn dieses kindisdte Machwerk war schon 
längst als pltunpe Fälschung-entlarvt, als es GoebbeIs für 
seine Rassenpropaganda. ausgrub. Nodi ersdiütternder aber 
ist die Vorstellung, daß das Weltbild' eines Menschen, der 

, über das Schidcsal. voil. dreißig Millionen Ägyptern und Sy-
rern und — bis zu einem gewissen Grade — audi über den 
Frieden- im Nahen Osten entsdleidet, auf soldien Quellen 
beruht.' Es. o. Ss 21] (Nada: ‚Israelitisches Wodienblatt' 58/43, 
Zürich, 24. 10: 1958.) 
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Reisepaß jeliern und sıch VOn Montag jeden zweıten and lebDen, Personalmehrheit bilden, die beleidigungs-
Tag. e1m Untersuchungsrichter ZUu melden. Außerdem muß fahıg ist.“
sıch Schweinsberger jede Nacht VO  w} Uhr abends bıs Uhr (Aus Israelitisches Wochenblatt der Schweiz [Zürich,
mMOÖTECNS in seiner Wohnung autfhalten. Oberstaatsanwalt Dr. 1958 S 4].)
Schweinsberger War N} hessischen Justizministerıum VOI -

läufig sSC1N6s Amites enthoben worden, nachdem e1nNne sowjet-
zonale Zeıtung C1Ne München erscheinende Wochen- 15/7b) „Gemeingefährlicher Wahn
schrift schwere Vorwürfe ıh erhoben hatten. In Ergänzung den vorangehend genannien Zıinds und Eiseles (sDr. Schweinsberger soll nach diesen Berichten während des und usammenhang jungster derartıger eschehn1ı33e brin-
Kricgsi We.ehrmachtsbeamten miıt Namen Weisheit gC- WwWAr nach Redaktionsschluß das olgende
deckt haben, der beiım Einmarsch der deutschen Iruppen 1942 Der Kultusminister Von Baden- Württemberg, Dr Gerhard

Kaukasus Juden, darunter viele Frauen und. Kinder, StOrz, nannte 1 Suddeutschen UnNd{IuUN. den Antısemiıtismus
ermordet hatte Er soll damals alg zuständıger Kriegsgerichts- 1HnNen gemeingefährlichen Wahn“ den beizeiten S1-
rat MmMi1t Meldung Hımmler gedroht haben, falls der cherungen getroffen werden mußten. Storz betonte die Un-
Wehrmachtsbeamte- wegen der Morde. verurteilt werde Da- belehrbarkeit mache das Wesen des Wahnes -Anonyme
be1 solil Dr Schweinsberger erklärt haben €  CT halte den Mord Gewaltandrohungen blutrünstiger CH heute Post-

en für 106e Tat Sınne des Nationalsozijalismus Dr CIN£aAN VOTL Redaktionen, Staatsanwaltschaften un! M'  111-
Schweinsberger bestreitet diese Beschuldigungen und behaup- sterıen nıcht selten. Es se1ı nıcht gut, auf die ungunstıge Wir-
tet er habe damals Aaus antınazıstıschen Einstellung den kung hinzuweısen dıe antısemitische AÄußerungen auf das
Vorsitz der Verhandlung Weisheit abgelehnt. Ausland ausüben Dadurch werde die Verurteilung des
Diese Beschuldigungen haben jedoch nıcht. Zu der vorläufigen Antısemiutismus C1inH opportuniıstisches Moment gebrachtFestnahme VO!  - Dr Schweinsberger geführt Der- Anl Warecn
vielmehr dıe ıhm ZUT Last gelegten antısemiıtischen Außerun- (Aus Frankfurter Alilgemeine Zeitung Nr 14 17 1959}.)
8CH diıe während der letzten Jahre gemacht haben sall
sOWI1e die Tatsache, daß Freitagmorgen Von Frankfurt auı 15/7c) } Gesetz cr Volksverhetzung
telefonisch unter dem Namen Dr Schweinsberger München
be1 der ansa Cine Flugkarte nach Kairo este: wurde Gefängnis für Hetzer SCLEN natıonale, rassısche und rei2giöse
Der Anruter verlangte die Flugkarte bereits für damstag, Minderheiten

Das Bundeskabinett hat_ Mittwoch einen Gesetzentwurfbuchte ber dann ur Montag, weıl chon alle. Plätze belegt
Außerdem gab CI der Fluggesellschaft den Aulftrag, KCHCN Volksverhetzung verabschiedet Der Gesetzentwurf g_

tür Dr Schweinsberger erstklassigen Hotel Kairo taltet den Artikel 130 des Strafgesetzbuches dahin.
C1N Zimmer £  9l TeSeCrTVIEerEN. Schweinsberger sagt, habe VO  - nach ıhm m1t Gefängnis nıicht unter dreı Monaten be-
diesem Anruf nıchts gewußt. Es werde ZU!. eıt noch ermittelt, straft wırd wer den öffentlichen Frieden gefährden-
sagte Generalstaatsanwalt Dr. Bauer, der Anrufer ZE- den Weise ZU) Haiß nationale, rassische un: relıg1öse

un .VO!  - welchem Fernsprecher aus gesprochen habe Minderheiten aufstachelt der solche Minderheiten beschimpit
Dr Rupert (riessler un! wıder besseres Wissen verleumdet

Die Bundesregierung hat W1Ie Regierungssprecher VOTr der
Presse hervorhoben, seıit Jahren schon 1n den verschiedenenFEine Zentralsteile £  I1l ungesühnte Verbrechen Strafrechtsänderungsnovellen eiNne sölche Bestimmung e1-

E  100e Zentralstelle der westdeutschen Justizverwaltung fur strebt. Vorfälle der letzten eıt bestimmten jetzt. die Regie-
die erfolgung bisher ungesühnter Kriegs- und K 7.Verbre- Iung, ıcht auf£ den der Großen Strafrechtsreform
chen aQaus der Nazizeit hat Stuttgart ıhre Tätigkeit aufge- warten dıe sıch auch mt diesem Tatbestand befaßt Doch

Sie einzurichten, wurde unter indru| der geht der setzentwurtf auf Vorarbeiten der Graoßen Straf-
zahlreichen Prozesse SS5- Wächter 12 Nazı-Konzentra- rechtskommıission zurüc. In bısherigen Fassung be-
tionslagern, frühere Gestapo-Beamte und Wehrmachts-Offi- strafite der Paragraph 130 -  ir den, der Gewalttätigkeiten
z1e1re den Justizministern der westdeutschen Bundeslän- SCeRCN Minderheiten aufreizte. Diese assung CI WIC sıch als
der i Sommer dieses Jahres beschlossen. Diese Zentralstelle el begrenzt.
oll nicht selbst Anklage erheben, sondern u  — alles erreich- (Aus Frankfurter Allgemeine Zeıtung Nr: 1@ (15 1959].)
are Materijal über Verbrechen dieser Art sammeln und den
zuständigen Gerichten zuleiten
Be: den großen TOZESSsCI der letzten Zeit brachten Zeugen- Lea Baeck,. )!‚A1Ä Volk che Exiıstenz!
dUSSagCN[ wieder eue aten Vo  - Personern an Mit freunmdlicher ‚Genehmigung des Verfassers und des Süddeutschen

Dringen WAX diese S Studio Vo!] 25, April 19Licht, die seit Jahrem unbehelligt _ı10 utschland leben, ob-
übertragene esp! VO!] Robert Raphael Geiswohl ıhre Verbrechen‘ nıcht: oder Aur Teil gesuhnt

haben Ers  ert- wurde bısher. die: Verfolgung. der vielen Bei der- Europäischen Verlagsanstalt Frankfurt erschıen
Falle durch kommplizierte Zuständigkeits-Fragen und dadurch, der. Band VvVon KRabbiner Dr. Leo Baec: „Dieses. Volk

die Ahllıuerten bisher dıe Aktenuüuber die 4A ihbnen Ab- Jüdische”Existenz“ Der LBanı  <“ Wa großen Teil auf
geurteilten nicht- herausgegeben haben:- Blaäattern 1D} Konzentrationsliager 'L Keresienstadt entwortfen,
Viele Verbrecher ind nach 1945 du:  g allıerte er]!| Ver- W Gnadengeschenk _e1nes Fetzens Papier BC-urtei:lt und. oft schr bald begnadigt worden. Bei diesen Ver- B wurde®s. 1eser 9. Band entstand in den: Jahren der.
fahren zumei:st_nur “u Verbrecherni allııerte Freiheit, die diesem größten deutschen Juden und-enhaf-
Staatsbürger und nicht un die Straftatern gegCHe Repräasentanten . blutig verfolgten Gemeinschaft
(Aus Aufba:  S XXIV/49] New York 1958.) noch geschenkt Dem Tode wiıiderstrebte nıcht mehr,

da eı die letzte Korrektur gelesen. weı Tage nach der Er-
teilung der ruckerlaubnis ist Leo Ae10 mM Le-15/7a) „Die Juden trifit di| zuch _-  E bensjahr A  “. 9. November ‘ 1956 London,: gestorben. Re-
chenschaft, besser noch Zeugnis, geben VOD! jüdiıschenDer Bundesgerichtshof Karlsruhe hat sıch dafür ausgesSpro+-

chen, jeder einzelne Jude strafantrags- und klageberech- Glaubensvolk in der Zeit der Vernichtung Warlr die  gabe
Uugt SsC1, WennN C106 Beleidigung unter der Kollektivbezeich- des ersten €118 Von dem Werden net es: durch
AUDS dıe Juden ausgesprochen sC1 Der Bundesgerichtshof die Jahrtausende spricht das zweıte Buch Dabe:i1 ist auffal-
hat den Rechtssatz aufgestellt, dıe als Juden VOom Na- u.5
tionalsozialismus verfolgten. Menschen 1e jetzt Deutsch- undbriet IX / 33/36 ‚oODer 956), S 57

i

Reisepaß abzuliefern und sich von Montag an jeden zweiten 
Tag. beim Untersuchungsrichter zu melden. Außerdem muß 
sich Schweinsberger jede Nacht von 22 Uhr abends bis 7 Uhr 
morgens in seiner Wohnung aufhalten. Oberstaatsanwalt Dr. 
Säweinsberger war vom hessischen Justizministerium vor-
läufig seines Amtes enthoben worden, nachdem eine sowjet-
zonale Zeitung sowie eine in München erscheinende Wochen-
schrift schwere Vorwürfe gegen ihn erhoben hatten. 
Dr. Schweinsberger soll nach diesen Berichten während des 
Kriegs /  einen Wehrmachtsbeamten mit Namen Weisheit ge-
dedct haben, der beim Einmarsch der deutschen Truppen 1942 
im Kaukasus 75 Juden, darunter viele Frauen und. Kinder, 
ermordet hatte. Er soll damals als zuständiger Kriegsgerichts-
rat mit einer Meldung an Himmler gedroht haben, falls der 
Wehrmachtsbeamte- wegen der Morde verurteilt werde. Da-
bei soll Dr. Schweinsberger erklärt haben, er halte den Mord 
an Juden für eine Tat im Sinne des Nationalsozialismus. Dr. 
Sdtweinsberger bestreitet diese Beschuldigungen und behaup-
tet, er habe damals aus einer antinazistischen Einstellung den 
Vorsitz in der Verhandlung gegen Weisheit abgelehnt. 
Diese Beschuldigungen haben jedoch nicht zu der vorläufigen 
Festnahme von Dr. Schweinsberger geführt. Der-  Anlaß waren 
vielmehr die ihm zur Last gelegten antisemitischen Äußerun-
gen, die er wähnend der letzten Jahre gemacht haben soll, 
sowie die Tatsache, daß am Freitagmorgen von Frankfurt aus 
telefonisch unter dem Namen Dr. Säweinsberger in München 
bei der Lufthänsa eine Flugkarte nach Kairo bestellt wurde. 
Der Anrufer verlangte die Flugkarte bereits für Samstag, 
buchte aber dann für Montag, weil schon alle. Plätze belegt 
waren. Außerdem gab er der Fluggesellschaft den Auftrag, 
für Dr. Schweinsberger in einem. erstklassigen Hotel in Kairo 
ein Zimmer zu reservieren. Schweinsberger sagt, er habe von 
diesem Anruf nichts gewußt. Es werde zur Zeit noch ermittelt, 
sagte Generalstaatsanwalt Dr. Bauer, wer der Anrufer ge-' 
wesen und _von welchem Fernsprecher aus er gesprochen habe. 

Dr. Rupert Giessler 

15/6) Eine Zentralstelle für ungesiihnte Verbrechen 

Eine Zentralstelle der westdeutschen Justizverwaltung für 
die Verfolgung bisher ungesühnter Kriegs- und KZ-Verbre-
chen aus der Nazizeit hat in Stuttgart ihre Tätigkeit aufge-
nommen. Sie einzurichten {  wurde unter dem Eindruck der 
zahlreichen Prozesse gegen- S&Wächter in Nazi-Konzentra-
tionslagern, frühere Gestapo-Beamte und Wehrmachts-Offi-
ziere von den Justizministern der westdeutschen Bundeslän-
der im Sommer dieses Jahres beschlossen:Diese Zentralstelle 
soll nicht selbst Anklage erheben, sondern nur alles erreich-
bare Material über Verbrechen dieser Art sammeln und den 
zuständigen Gerichten zuleiten. 
Bei den,  großen-Prozessen der letzten Zeit brachten Zeugen-
aussagen immer wieder neue Schandtaten von Personen ans 
Licht, die seit Jahren unbehelligt_ in Deutschland leben,. ob-
wohl sie ihre Verbredien'iticht- oder nur zurrt Teil. gesühnt 
haben. Erschwert' wurde bisher die: Verfolgung; der vielen 
Fälle durch kompliiierte Zuständigkeits-Fragen und dadurch, 
daß die Alliierten bisher die Akteil'über die• von ihnen Ab-
geurteilten nicht-herausgegeben haben: 
Viele Verbrecher sind nach 1945 durch alliierte Gerichte ver-
urteilt und. oft sehr bald begnadigt worden. Bei diesen Ver- -
fahren ging es zumeist_ nur -um Verbreified gegen alliierte 
Staatsbürger und nicht um die.Straftaten gegen Deutsche.. 
(Aus: ‚Aufbau' [XXIV/491, Nes./ York, 5. 12. 1958.) - 

' I5/7a) „Die Juden" trifft als Beleidigung auch denn einzelnen 

Der Bundesgerichtshof in Karlsruhe hat sich dafür ausgespro-
chen, daß jeder einzelne Jude strafantrags- und klageberech-
tigt sei, wenn eine Beleidigung unter der Kollektivbezeich-
nung „die Juden" ausgesprochen sei. Der Bundesgerichtshof 
hat den Rechtssatz aufgestellt, daß ‚die als Juden vom Na-
tionalsozialismus verfolgten- Menschen, die jetzt in Deutsch- 

land leben, eine Personalmehrheit bilden, die- beleidigungs-
fähig ist." 
(Aus: Israelitisches Wochenblatt der Schweiz 18/17 [Zürich, 
25. 4. 1958, S. 4].) 

15/7b) „Gemeingefährlicher Wahn" 

In Ergänzung zu den vorangehend genannten Zinds und Eiseles (s. o. 
S. 85 ff.) und im Zusammenhang jüngster derartiger Geschehnisse ,  brin-
gen wir nach Redaktionsschluß das Folgende: 

Der Kultusminister von Baden-Württemberg, Dr. Gerhärd 
Stom.nannte im Süddeutschen Rundfunk den Antisemitismus-
einen ‚gemeingefährlichen Wahn", gegen den beizeiten Si-
cherungen getroffen werden müßten_ Storz betonte, die Un-
belehrbarkeit mache das Wesen des Wahnes aus. -Anonyme 
Gewaltandrohungen blutrünstiger Art seien heute im Post-

. eing-a ng von Redaktionen, Staatsanwaltsdiaften und Mini-
sterien nicht selten. Es sei nicht gut, auf die ungünstige Wir-
kung hinzuweisen, die antisemitische Äußerungen auf das 
Ausland ausüben. Dadurch werde in die Verurteilung des 
Antisemitismus ein opportunistisdies Moment gebracht. 
(Aus: ,Frankfurter Allgemeine Zeitung' Nr. 14 [17. 1. 1969].) 

15/7c) Ein Gesetz gegen Volksverhetzung 

Gefängnis für Hetzer gegen nationale, rassische und religiöse 
Minderheiten 

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch einen Gesetzentwurf 
gegen Volksverhetzung verabschiedet. Der Gesetzentwurf ge-
staltet den Artikel 130 des Strafgesetzbuches dahin. um, daß 
jetzt nach ihm mitt -Gefängnis nicht unter drei Monaten be-
straft wird, wer in- einer den öffentlichen Frieden gefährden-
den Weise zum Haß gegen nationale, rassische und religiöse 
Minderheiten aufstachelt oder solche Minderheiten beschimpft 
und wider besseres Wissen verleumdet. 
Die Bundesregierung hat, wie Regierungssprecher vor der 
Presse hervorhoben, seit Jahren schon in den verschiedenen 
Strafrechtsänderungsnovellen eine sölche Bestimmung er-
strebt. Vorfälle der letzten Zeit bestimmten jetzt die Regie-
rung, clit auf den Abschluß der Großen Strafrechtsreform 
zu warten, die sich auch mit diesem Tatbestand befaßt. Doch 
geht der Gesetzentwurf auf Vorarbeiten der Großen Straf-
rechtskommissi'on zurück. In seiner bisherigen Fassung be-
strafte der Paragraf 130 nur den, der zu Gewalttätigkeiten 
gegen Minderheiten aufreizte. Diese Fassung erwies sich als 
viel zu begrenzt. 
(Aus: ,Frankfurter :Allgemeine Zeitung' Nr-.-12 [15. I. 1959].) 

15/8) Lea, Baeck„, Dieses Volk — Jüdische Existenz' 

freundlidier güenehirtigung des Verfassers und 'des Süddeutschen 
Rundfunks bringen wir diese vom. Studio Karlsruhe vom. 25. April 1958 
übertragene Bespredzung von Dr. Robert Raphael Geit. 

Bei der Europäischen Verlagsanstalt in Frankfurt erschien 
der -2. Band von Rabbiner Dr.. Lep Baeck; ‚Dieses. Volk — 
Jüdisdie-Existenz". Der 1-Bänc• war zum- großen Teil- auf 
Blättern- ins Konzentrationslager Tlieresienstadt entworfen, 
wann immer das riaclingesdienk_eines Fetzens Papier ge-
währt wurde*. Dieser 2. Band entstand in den. Jahren der-
Freiheft, die diesem größten deutschen Juden und-heldenhaf-
ten Repräsentanten seiner blutig verfolgten Gemeinschaft 
noch geschenkt waren. Dem Tode widerstrebte er nicht mehr, 
da er die letzte Korrektur geleien. Zwei Tage nach- der Er-
teilung der Druckerlaubnis ist Leo Baedc in seinem 84. Le-
bensjahr am 2. November - 1956 in London gestorben. Re-
chenschaft, besser noch Zeugnis, zu geben' vom jüdischen 
Glaubensvolk in der Zeit der Vernichtung war die -  Aufgabe 
des ersten Teils. Von dem Werden einer Geschichte durch 
die Jahrtausende spricht das zweite Buch. Dabei ist auffal- 

1 s. u. S. 114. 
2 s. Rundbrief IX / 33/36 (Oktober 19561 S. 57 ff. 
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